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1. Was steht im EU-Primärrecht? 

a. Beitrittsverträge 

b. Grundrechtscharta 

c. EU-Verordnungen 

2.  ? 

3. Das rechtsstaatliche Grundprinzip 

a. ist ein Grundprinzip der österreichischen Verfassung 

b. kann von der EU-Kommission mit der Zustimmung des EU-Parlament eingeschränkt 

werden 

c. kann mit Erlass des Bundesrats eingeschränkt werden 

4.  ? 

5. Wenn eine EU-Verordnung einem Verfassungsgesetz widerspricht 

a. hat das Verfassungsgesetz Vorrang 

b. hat die EU-Verordnung Vorrang 

c. muss die Sachlage vom EuGH geklärt werden 

6. Das 2.Mahnschreiben der EU-Kommission wird ausgesendet, weil 

a. ein Mitglied den Beitrittsvertrag nicht unterzeichnet hat. 

b. die Umsetzung einer EU-Richtlinie in innerstaatliches Recht fehlgeschlagen hat. 

c. die Umsetzung einer EU-Verordnung in innerstaatliches Recht fehlgeschlagen hat. 

7. Wenn im Bundesgesetz das Datum des Inkrafttretens fehlt, 

a. ist das Gesetz ab dem 1. Tag des Folgemonats gültig. 

b. dann liegt eine Gesetzeswidrigkeit vor. 

c. (?)…Bundesgesetzblatt. (richtige Antwort, da andere falsch) 

8. Aus völkerrechtlicher Sicht 

a. kann ein Staat seine StaatsbürgerInnen im Inland nach nationalem Recht regeln 

b. kann ein Staat Nicht-StaatsbürgerInnen im Inland nach nationalem Recht regeln 

c. kann sein Recht beliebig im Ausland ausüben. 

9. Das Vorratsdatenspeicherungsgesetz 

a. gilt in Österreich nicht. 

b. gilt in Österreich, wird aber nicht umgesetzt. 

c. hat zu einem Verfahren vor dem VfGH und dem EuGH geführt. 

10.  ? 

11.  Die Beschlüsse von IGOs 

a. sind nie verbindlich, sondern sind nur Empfehlungen. 

b. haben ihre Verbindlichkeit in dem Gründungsvertrag geregelt. 

c. sind manchmal auch für Nicht-Mitgliedsstaaten verbindlich. 

12.  Das E-Commerce-Gesetz 

a. dient zur Umsetzung einer EU-Richtlinie 

b.  hat keinen gemeinschaftsrechtlichen Hintergrund. 

c. dient nur zur Umsetzung eines völkerrechtlichen Vertrages 

13. Die Legaldefinition 

a. dient zur Einschränkung des Geltungsbereiches einer Rechtsnorm. 

b. dient als Etappe in jeder Rechtsnorm. 

c. spielt eine Rolle im EU-Recht. 

14. Das NS-Verbot 

a. wurde mit dem Beitritt in die EU ungültig. 

b. hat Verfassungsrang. 

c. schränkt das Grundrecht auf Meinungsfreiheit in Österreich ein. 

15. ? 


